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Der IVb - Zivilsenat  des Bundesgerichtshofs hat durch den 
Vorsitzenden Richter Lohmann und die Richter Portmann, Dr. Blumenrohr, 
Dr. Krohn und Nonnenkamp

am 9. Januar 1985 
beschlossen:

Auf die sofort ige Beschwerde der Klägerin 
wird der Beschluß des 9. Senats für Familien­
sachen des Oberlandesgerichts Düsseldorf vom 
21. August 1984 aufgehoben.

Der Klägerin wird Wiedereinsetzung in den 
vorigen Stand gegen die Versäumung der Be­
rufungsfr is t  gewährt.

Beschwerdewert: 4.640 DM.

G r ü n d e  :

Das Oberlandesgericht i s t  davon ausgegangen, daß die Klägerin 
gegen das ihr am 29. November 1983 zugestel l te  Urteil des Amtsgerichts 
erstmals am 9. Mai 1984 Berufung eingelegt habe. Dabei hat es über­
sehen, daß die Klägerin am 16. Januar 1984 "als Berufungsbegründung" 
einen Schri f tsa tz  vom 3. Januar 1984 eingereicht  hat,  der als ( e r s t ­
malige) Einlegung der Berufung anzusehen i s t .  Denn der Wille der 
Klägerin, die - vermeintlich bere i ts  vorher eingelegte - Berufung und 
nicht nur ein Prozeßkostenhilfegesuch zu begründen, i s t  erkennbar und 
die an eine ordnungsgemäße Rechtsmittel einlegung gemäß § 518 ZPO zu
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stellenden Anforderungen sind ausreichend e r f ü l l t  (vgl. BGH LM ZPO 
§ 518 Nr. 9; Zöl1er/Schneider ZPO 14. Auf!. § 518 Rdn. 21 f f . ) .

Allerdings hat die Klägerin die Berufungsfrist versäumt. Ihr i s t  
jedoch Wiedereinsetzung in den vorigen Stand zu gewähren, denn sie 
war infolge Mit te l los igke i t  ohne Verschulden verhindert,  die Notfrist  
des § 516 ZPO einzuhalten (§ 233 ZPO). Dadurch, daß sie innerhalb der 
Berufungsfrist mit Schrif tsa tz  vom 14. Dezember 1983 Prozeßkostenhilfe 
beantragt und die erforderlichen Erklärungen abgegeben hat,  hatte die 
Klägerin a l le s  getan, um das bestehende Hindernis darzulegen und es zu 
beheben. Ihre Mit te l los igkei t  wird nicht dadurch infrage g e s t e l l t ,  daß 
ihr Prozeßbevollmächtigter sich nachträglich bereitfand, noch vor 
Bewilligung der Prozeßkostenhilfe den als Berufung zu wertenden 
Schrif tsa tz  vom 3. Januar 1984 einzureichen (vgl. BGH VersR 1966,
267).

Die die Wiedereinsetzung begründenden Tatsachen sind durch die 
Bewilligung der Prozeßkostenhilfe aktenkundig. In einem solchen Fall 
hat der Bundesgerichtshof schon vor der Neufassung des § 236 ZPO durch 
das Gesetz zur Vereinfachung und Beschleunigung gerich t l icher  
Verfahren vom 3. Dezember 1976 (BGBl. I 3281) einen stillschweigenden 
Antrag auf Wiedereinsetzung angenommen (BGHZ 63, 389, 392). Nunmehr 
bestimmt § 236 Abs. 2 Satz 2 ZPO, daß dann, wenn die versäumte Prozeß­
handlung in der Antragsfr is t  nachgeholt wird, die Wiedereinsetzung 
auch ohne Antrag gewährt werden kann. Das muß auch dann gelten,  wenn 
das der Fristeinhaltung entgegenstehende Hindernis dadurch behoben und 
der Beginn der Wiedereinsetzungsfrist ausgelöst wird, daß die Partei 
die Prozeßhandlung t ro tz  des Hindernisses vornimmt.

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


Danach mußte der angefochtene Beschluß aufgehoben und der 
Klägerin Wiedereinsetzung in den vorigen Stand gegen die Versäumung 
der Berufungsfrist  ohne Antrag gewährt werden.

Wegen der Kosten der Wiedereinsetzung wird auf § 238 Abs. 4 ZPO 
hingewiesen.

Lohmann Nonnenkamp




